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40221 Düsseldorf 

 

 

 

 
Beteiligungsprozess zur Arbeitsgerichtsbarkeit der Zukunft in Nord-
rhein-Westfalen  

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,  

 

 

ich bedanke mich für die Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu 

den Plänen einer Strukturreform der nordrhein-westfälischen Arbeitsge-

richtsbarkeit aus Sicht eines Vertreters der 1. Instanz. 

 

Es sei der Hinweis erlaubt, dass es mir als Direktor eines seit vielen Jahren 

dank des Engagements aller Beschäftigten anerkanntermaßen gut funktio-

nierenden Arbeitsgerichts natürlich sehr schwerfallen wird, dessen geplante 

Schließung zu akzeptieren. 

Unabhängig davon bin ich kein Gegner der geplanten Strukturreform, sehe 

allerdings noch notwendigen Änderungsbedarf hinsichtlich der bisherigen 

Überlegungen zur konkreten Umsetzung.  

 

Die folgenden Kernaussagen sind vorab herauszustellen: 

 

Aufgrund meiner langjährigen Erfahrung sowohl aus der richterlichen 

Tätigkeit wie auch als Direktor eines der kleineren Arbeitsgerichte sind 

wesentliche Punkte des vom Justizministerium erstellten Diskussi-

onspapiers zur geplanten Strukturreform für mich grundsätzlich nach-

vollziehbar. 

Dies gilt bezogen auf meine Region Ostwestfalen-Lippe allerdings 

noch nicht für die bisher geplante Art und Weise der Umsetzung der 
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Strukturreform. Die bisherigen Vorschläge berücksichtigen nicht aus-

reichend die im Diskussionspapier formulierten Ziele, die Interessen 

der Rechtssuchenden durch bürgernahe, gut erreichbare Präsenz-

standorte sowie die Interessen der Mitarbeitenden an den Arbeitsge-

richten angemessen zu wahren.  

Bezogen auf den Arbeitsgerichtsbezirk Minden könnten diese Zielvor-

gaben durch die Einrichtung von „auswärtigen Kammern“ erfüllt wer-

den. 

 

 

Schaffung zukunftsfester Strukturen in der Arbeitsgerichtsbarkeit 

Betrachtet man zunächst das dem Reformprozess zugrunde liegende An-

liegen, effizientere Strukturen schaffen zu wollen, um die Stärken der Ar-

beitsgerichtsbarkeit zukunftsfest zu erhalten, spricht nach meiner langjähri-

gen Praxiserfahrung vieles für den richtigen Ansatz des Kernbereichs der 

Strukturreform.  

Zukunftsfeste Strukturen in der Arbeitsgerichtsbarkeit lassen sich vor allem 

durch die Bildung größerer organisatorischer Einheiten erreichen. Kleinere 

Arbeitsgerichte konnten notwendige Kompensationen von Personalfluktua-

tionen oder -ausfällen, sowohl im richterlichen als auch im nichtrichterlichen 

Bereich, häufig nicht innerhalb des eigenen Gerichts auffangen. Gleiches 

gilt für konjunkturell bedingte Schwankungen der Verfahrenszahlen, die dort 

ebenfalls regelmäßig nicht aus eigener Kraft bewältigt werden konnten.  

Bewältigt werden konnten diese Engpässe oft nur durch die Unterstützung 

der Beschäftigten der benachbarten Arbeitsgerichte. So bin ich, wie auch 

viele meiner Richterkollegen bereits an jedem Arbeitsgericht in Ostwestfa-

len als Vertretung eingesprungen.  

Der bei gerichtsübergreifenden Vertretungen auch durch die stets notwen-

dige Koordinierung seitens des Landesarbeitsgerichts Hamm anfallende er-

hebliche Aufwand würde bei der angestrebten zukünftigen Größe der Ar-

beitsgerichte durch eine dann im Regelfall behördeninterne Möglichkeit der 

Vertretung weitgehend entfallen. 

 

Bezogen auf meine Region erscheint mir daher die geplante Zusammen-

führung der fünf Arbeitsgerichte in Ostwestfalen-Lippe in dem dann für den 

gesamten Regierungsbezirk OWL zuständigen Arbeitsgericht Bielefeld eine 

gerade zukunftsorientiert nachvollziehbare Entscheidung.  
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Einrichtung von „auswärtigen Kammern“ in Minden 

Die konkret geplante Umsetzung der Strukturreform darf allerdings bezogen 

auf den Arbeitsgerichtsbezirk Minden nicht dazu führen, dass der stets als 

besonders wichtig herausgestellte niederschwellige Zugang zur Arbeitsge-

richtsbarkeit für den nordöstlichsten Teil des Landes Nordrhein-Westfalen 

abgeschnitten wird.  

Dieses Szenario ließe sich ohne allzu großen Aufwand durch die Einrich-

tung von für den flächengrößten, weiträumigen Bezirk des Landesarbeits-

gerichts Hamm ausdrücklich vorgesehene „auswärtige Kammern“ im 

Mindener Gerichtszentrum verhindern. 

 

Im Diskussionspapier wird herausgestellt, dass bei der Ausgestaltung der 

strukturellen Reformmaßnahmen die Kerninteressen der Bürgernähe, des 

niederschwelligen Zugangs zur Justiz, der Präsenz in der Fläche und der 

Kenntnis der lokalen Belange in besonderem Maße zu beachten sind. 

Diese Vorgabe wird durch die Planung in Minden zukünftig keine „auswär-

tigen Kammern“, also keinen Außengerichtsstandort eines in Bielefeld in-

stallierten Arbeitsgerichts für ganz Ostwestfalen-Lippe einzurichten, son-

dern lediglich einen Gerichtstag zu belassen nicht eingehalten. 

 

Die Einrichtung von „auswärtigen Kammern“ bzw. eines Gerichtstags hat 

sowohl für den Zugang zur Rechtsantragstelle als auch für die Beschäftig-

ten des Arbeitsgerichts Minden sehr unterschiedliche Auswirkungen: 

 

„Auswärtige Kammern“ 

Die Einrichtung von „auswärtigen Kammern“ würde bedeuten, dass die Mit-

arbeiter der Serviceeinheiten, die Rechtspflegerin sowie auch die örtlich zu-

ständigen Richter weiterhin im Mindener Gerichtszentrum tätig sein würden 

und zugleich die Rechtsantragstelle zur Gewährleistung eines nieder-

schwelligen Zugangs zur Justiz bestehen bliebe. 

 

Gerichtstag 

Bei Einrichtung lediglich eines Gerichtstags würden alle Beschäftigten des 

Arbeitsgerichts Minden nach Bielefeld versetzt. Im Mindener Gerichtszent-

rum würden lediglich noch Güte- und Kammertermine durch die richterli-

chen Kolleginnen und Kollegen aus Bielefeld durchgeführt. Die Antragstel-

lung, bei der dann beim Arbeitsgericht Bielefeld eingerichteten Rechtsan-

tragstelle würde für die Rechtssuchenden aus dem nördlichen Bereich des 

Arbeitsgerichtsbezirks Minden eine Fahrtstecke von 60 - 70 km erfordern.  
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Das Arbeitsgericht Minden mit seinem Zuständigkeitsbereich am nordöst-

lichsten Rand des LAG-Bezirks Hamm erfüllt nahezu alle gestellten Vorga-

ben aus der Ziffer C III 1. auf der Seite 11 des Diskussionspapiers vom 

12.11.2025 für die Einrichtung auswärtiger Kammern von Arbeitsgerichten 

eines Außenstandorts: 

 

Erhebliches Verfahrensaufkommen 

Wir sind in Minden seit vielen Jahren ein Gericht mit 3 Kammern. Seit län-

gerer Zeit sind wir regelmäßig eines der am meisten belasteten Gerichte im 

Bezirk des LAG Hamm. In den Jahren 2024 und 2025 hat es wieder einen 

deutlichen Anstieg der Eingangszahlen im hiesigen Gerichtsbezirk von je-

weils über 20 % gegenüber dem Vorjahr gegeben, so dass dauerhaft eine 

Besetzung zumindest mit drei Kammern erforderlich sein dürfte. In Bereich 

Ostwestfalen-Lippe hatten wir im Jahr 2025 nach dem Arbeitsgericht Biele-

feld die höchsten Eingangszahlen.  

 

Einbindung in das Mindener Gerichtszentrum 

Die Einbindung in das in den letzten Jahren komplett modernisierte gemein-

same Gerichtszentrum mit dem Verwaltungsgericht Minden und dem Amts-

gericht Minden ermöglicht die Nutzung eines landeseigenen Gerichtsge-

bäudes mit einer Vielzahl sich daraus ergebender Synergieeffekte.  

Sitzungssäle und Büroräumlichkeiten für Serviceeinheiten, Richter und die 

Rechtsantragsstelle sind vorhanden und können weiterhin genutzt werden. 

Es bestünden sogar, selbstverständlich in Absprache mit Verwaltungs- und 

Amtsgericht, Möglichkeiten zur Unterbringung von weiteren Mitarbeitern 

und die Nutzung zusätzlicher Gerichtssäle. 

 

Das zukünftige Stammgericht Bielefeld ist weit entfernt 

Die Voraussetzung der weiten Entfernung zum Stammgericht wird durch 

eine Fahrtstrecke von über 50 km vom Standort des Arbeitsgerichts Minden 

zum Arbeitsgericht Bielefeld erfüllt. Zu berücksichtigen sind auch die sicher 

zu erwartenden Belastungen auf dieser Strecke, da die Fahrt nach Bielefeld 

über die landesweit als besonders staugefährdet bekannte Autobahn A2 

geht.  

Auf den weiteren Aspekt, dass sich das Pendeln mit den öffentlichen Ver-

kehrsmitteln in unserem ländlich geprägten Raum des Gerichtsbezirks lei-

der als sehr schwierig gestaltet, sei nur ergänzend hingewiesen. 
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Gefahr des Verlustes von kompetenten Mitarbeitern 

Das aus meiner Sicht wichtigste zu berücksichtigende Kriterium sind die am 

Standort tätigen, sehr gut zusammenarbeitenden und dabei äußerst kom-

petenten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Gerade in den letzten Jahren mit 

stetig ansteigenden Eingangszahlen und der damit einhergehenden hohen 

Arbeitsbelastung hat sich die Bedeutung einer so gut funktionierenden Be-

legschaft eindrucksvoll gezeigt. 

Bedauerlicherweise ist die Fortführung dieser hervorragenden Zusammen-

arbeit durch die sich abzeichnenden Auswirkungen der geplanten Struktur-

reform in der Arbeitsgerichtsbarkeit NRW, insbesondere wenn es nicht zur 

Einrichtung eines Außenstandorts in Minden kommen sollte, massiv gefähr-

det. 

Für die im nichtrichterlichen Bereich tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

würde eine zukünftige Erbringung der Arbeitsleistung beim Arbeitsgericht in 

Bielefeld einen ganz erheblichen Pendelaufwand bedeuten. Bis auf eine 

Teilzeitkraft, die „nur“ eine Fahrtstrecke von etwa 40 km zu bewältigen 

hätte, müssten alle weiteren Beschäftigten Fahrtstrecken von über 50 km in 

Kauf nehmen, zwei Mitarbeiterinnen sogar fast 70 km.  

Von den im nichtrichterlichen Bereich tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern ist unabhängig davon, ob sie in Vollzeit oder in Teilzeit tätig sind, sehr 

deutlich signalisiert worden, dass für sie eine Tätigkeit in Bielefeld daher 

nicht zumutbar ist. Die Möglichkeit die Arbeitsleistung teilweise im Home-

Office erbringen zu können führt nicht zu einer grundsätzlichen Änderung 

der Bewertung. Es ist vielmehr, aufgrund der bestehenden Unsicherheit, ob 

nicht zumindest ein Außenstandort in Minden eingerichtet wird, möglicher-

weise sogar bereits zeitnah zu befürchten, dass Teile der Belegschaft in 

Minden sich außerhalb der Arbeitsgerichtsbarkeit neu orientieren werden. 

 

Ich rege daher zur Gewährleistung des im Diskussionspapier besonders 

betonten niederschwelligen Zugangs zur Justiz unter Wahrung der Präsenz 

in der Fläche ausdrücklich die Einrichtung von „auswärtigen Kammern“ ei-

nes in Bielefeld installierten Arbeitsgerichts für ganz Ostwestfalen-Lippe im 

Mindener Gerichtszentrum an.  

Dieses würde insbesondere auch den Fortbestand der gerade für viele Ar-

beitnehmer wichtigen ortsnahen Rechtsantragstelle sichern, wie auch den 

sonst drohenden Verlust von erfahrenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

des nichtrichterlichen Dienstes verhindern. 
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Es sollten daher wenige Kilometer, die an einer Fahrtstrecke von 60 km 

zwischen dem Arbeitsgericht Minden und dem Arbeitsgericht Bielefeld feh-

len, bei Vorliegen aller weiteren maßgeblichen Kriterien einer solchen zu-

kunftsorientierten Entscheidung zur Erhaltung eines sehr gut funktionieren-

den Geschäftsbetriebs im Mindener Gerichtszentrum nicht entgegenste-

hen.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Nottmeier 
 


